
Im Schwur von Buchen-
wald heißt es: „Die Ver-
nichtung des Nazismus mit 
seinen Wurzeln ist unsere 
Losung.“ Den damaligen 
Antifaschisten war klar, 
dass der Kapitalismus die 
wesentliche Wurzel für die 
Entstehung des Faschismus 
ist. Daraus entwickelte sich die 
Losung: „Nie wieder Faschis-
mus, nie wieder Krieg!“ Der 
heutige Antifaschismus hat 
diesen Zusammenhang weit-
gehend vergessen. Diese Ent-
wicklung hat ihren Ursprung im 
Zusammenbruch des Sozialis-
mus. Die historische Niederlage der 
revolutionären Linken betraf nicht 
nur deren materielle Basis, sondern 
auch deren ideologische Grundla-
gen: Antifaschismus, Antikapitalis-
mus und Internationalismus.

Die herrschende Klasse und ihre 
medialen Helfer versuchten, die re-

volutionäre Linke endgültig zu erle-
digen. Antikapitalismus wurde mit 
Antisemitismus gleichgesetzt. Und 
Internationalismus sei eine Form 
des Nationalismus, wird absurder-
weise unterstellt. Kanzler Schröders 
„Aufstand der Anständigen“, welcher 
auch von der Bildzeitung unterstützt 
wurde, war ein vorläufiger Höhe-

punkt, beim Unterfangen 
den Begriff Antifaschismus 
von rechts zu kapern. Die 
vielen Menschen, die ge-
gen Faschismus und Ras-

sismus aufgestanden sind und 
aufstehen, wurden und wer-
den von den Herrschenden für 
ihre imperialistische Politik ins-
trumentalisiert. Schröder und 
Bild inszenierten, zur Durch-
setzung von Hartz 4, eine 
Kampagne gegen sogenannte 
Sozialschmarotzer. DVU, NPD 
und die REPs profitierten da-
von. Hans-Olaf Henkel (BDI-
Chef) unterstützte den „Auf-

stand der Anständigen“ und wurde 
danach Gründungsmitglied der AfD. 
Für die Spaltung der Arbeiterklasse 
dürfen Rassismus und Fremden-
feindlichkeit nicht mehr als notwen-
diger Bestandteil des Kapitalismus 
erkannt werden, sondern müssen 

Es sind sinnvolle, menschliche und 
hilfreiche Anträge, die die Stadt-
verordnete Martina Lennartz (DKP, 
z.Zt. fraktionslos) im Stadtparlament 
seit über vier Jahren stellt:

Einrichten eines Drogenkonsum-
raums, Härtefallfonds, Spielplatz-
geräte für Kinder unter drei, freier 
Eintritt für Kinder in Schwimmbäder, 
kostenfreie Schwimmkurse….

Die Anträge sollen helfen, die 

Sorgen normaler Menschen, die 
nicht mit silbernen Löffeln geboren 
wurden, zu lindern. Sie sollen die 
Auswirkungen des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems, das die Aus-
beutung der Werktätigen zum Prin-
zip hat, etwas abmildern. Sie sollen 
die Stadtregierung dazu bringen, 
ihren Bürgern beizustehen.

Die Antworten von CDU, FDP, 

Für Frieden und Sozialismus!
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Grünen und oft SPD lauten: AB-

GELEHNT, und das in verschiede-
nen Variationen. Entweder wird der 
Antrag pauschal mit Nein-Stimme 
abgelehnt oder eine Fraktion modi-
fiziert ihn mit gleichem Inhalt, aber 
sprachlich umformuliert. Er wird 
dann als Antrag der anderen Frak-
tion wieder eingebracht. 

Oder Lennartz’ Antrag wird zu ei-
nem Prüfantrag abgefälscht, der bis 
in alle Ewigkeit geprüft wird.

Nun, von CDU, FDP und Teilen 
der Grünen kann man keine soziale 
Politik verlangen. Sie werden immer 
auf der Seite der Ausbeuter gegen 
die Schwächeren treten und gegen 
sie hetzen. Von Teilen der SPD, Lin-
ken, Grünen und anderen könnte 
man erwarten, dass sie aus reiner 

Menschlichkeit vielen Anträgen zu-
stimmen würden.

Da in der letzten Legislaturpe-
riode auch da kein Umdenken statt-
gefunden hat (die Linken haben 
sogar ihr „soziales Gewissen“, Mar-
tina Lennartz, aus der Fraktion ge-
mobbt), kann nur die DKP oder ein 
sozial engagiertes Wahlbündnis die 
soziale Frage in Gießen bearbeiten.

Mario Berger

auf „moralisches Fehlverhalten“ re-
duziert werden. Auch Faschismus 
ist vermeintlich nicht mehr eine 
mögliche Herrschaftsform des Mo-
nopolkapitalismus, sondern Projek-
tionsfläche der moralisch „Anständi-
gen“. Die ökonomischen Ursachen 
von Verelendung, Abstiegsängsten 
und autoritären Sehnsüchten wer-
den nicht erklärt. Ein Antifaschis-
mus, der den Kapitalismus nicht in-
frage stellt, läuft Gefahr, bestenfalls 
die Symptome zu bekämpfen – und 
damit meist unfreiwillig das bürger-
liche System zu stabilisieren, das 
immer wieder faschistische Kräfte 
hervorbringt und benutzt.

Henning Mächerle

Fortsetzung von Seite 1:  
Hilfloser Antifaschismus: doch 
wieder Krieg, doch wieder 
Faschismus

Fortsetzung von Seite 1:  
"Abgelehnt" – als Prinzip bürgerlich-demokratischer Grundhaltung

Die Schule ist kaputt?  
Das Uni-Dach stürzt ein? Die Bahn fährt nicht?

Währenddessen fließen immer 
mehr Milliarden in die Hochrüstung. 
Wir wollen: Abrüstung statt Auf-
rüstung! Schluss mit Kriegsvorbe-
reitung- und stattdessen Milliarden 
für Bildung, Kultur, Gesundheit, 
Wohnen und zivile Infrastruktur. 
Wir sind gegen die Stationierung 
von Erstschlag- und Enthauptungs-
waffen, die Deutschland ist ein po-
tentielles Kriegsgebiet verwandelt. 

Wir fordern Diploma-
tie statt Aufrüstung 
und die konsequen-
te Verwirklichung 
des Völkerrechts. 
Wir wollen gegen 
die Kriegslogik in 
Uni und Schule ler-
nen aufmüpfig für 
eine Friedensent-
wicklung einzugrei-
fen. Wir wollen uns 
nicht bei der Bun-
deswehr zum Ge-
horsam drillen las-
sen, sondern lernen 
egalitär eine soziale 
menschenwürdige 
Welt zu gestalten. 
Die Bundesregie-
rung will uns bis 
2029 kriegsfähig 
machen. Der Kanz-
ler Merz fordert, 
Deutschland müs-
se Führungsmacht 

werden. Um die Militarisierung und 
Aufrüstung durchzusetzen wird der 
Sozialstaat gekürzt. Das bedeutet: 
immer mehr Geld für Waffen – und 
immer weniger für Bildung, Gesund-
heit. Soziale und zivile Infrastruktur. 
Alle gesellschaftlichen Lebensberei-
che werden dem Militär untergeord-
net. In Bayern werden Universitäten 
und Schulen zur Zusammenarbeit 

mit der Bundeswehr gezwungen. 
Du jetzt soll di Wehrpflicht wieder 
aktiviert werden, damit wir mit Drill 
und zwang zu Gehorsam gezwun-
gen werden.

Statt als Kanonenfutter für den 
nächsten großen Krieg zu die-
nen,  wollen wir nicht kregstüch-
tig sondern friedensfähig werden! 
Zwei Weltkriege haben uns gezeigt, 
was deutsche Führungsmacht be-
deutet. Die Abschaffung der Wehr-
pflicht war die Schlussfolgerung 
aus zwei Weltkriegen für Nie wieder 
Krieg und nie wieder Faschismus. 
Niemand soll töten noch getötet 
werden: Wir wollen in Frieden, so-
lidarischem Miteinander und dem 
Prinzip der Völkerverständigung le-
ben. 

UND DU SIEHST DAS GENAU-

SO? Dann geh mit uns gemein-

sam am 3.10. nach Berlin oder 

Stuttgart. Auf die Straße!

Du willst uns kennenlernen: 

https://www.sdaj.org/
oder hessen@sdaj.org

"Dass Du dich wehren 

musst, wenn Du nicht 

untergehen willst, wirst 

Du doch einsehen!"

Bertolt Brecht
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1. Der Antrag von Martina Lennartz 
(DKP) zur Einrichtung eines mo-

bilen Hilfsangebots zum Schutz 

obdachloser, bedürftiger Perso-

nen bei Extremwetterlagen wurde 
abgelehnt.

Es gebe genug Hilfsangebote 
durch Oase, Caritas u. a. Im Übri-
gen gebe es viele Wohnsitzlose, die 
krank seien, die man nicht zwingen 
könne, sich helfen zu lassen. Schlaf-
säcke könne man an vielen Stellen 
holen. Man habe genug Sozial-
arbeiter. Die Wohnsitzlosen könn-
ten sich auch im Café Nachtlicht 
zwischen 18 und 24 Uhr aufhalten. 
Weiterhin kam der Einwand, diese 
Busse müssten von den Hilfesu-
chenden erst gefunden werden und 
damit sei den Menschen nicht ge-
holfen. Der Vorschlag von Lennartz, 
feste Orte bekanntzugeben und es 
wenigstens versuchsweise zu star-
ten, wurde ebenso abgeschmettert.

2. Der Antrag, Kindern und Ju-

gendlichen bis zum 18. Lebens-

jahr freien Eintritt in die Freibäder 

und Hallenbäder der Stadt Gießen 

zu ermöglichen, wurde abgelehnt.
Es gebe doch den Gießen-Pass, 

den Ferienpass und Möglichkeiten 
bei der DLRG schwimmen zu le-
rnen, hieß es.

Der Gießen-Pass gilt nicht für 
alle Gießener Schwimmbäder, der 

Ferienpass gilt nur für die Som-
merferien, die Schwimmkurse der 
DLRG sind völlig überlaufen. Dies 
bezüglich fragte Lennartz, ob man 
nicht an der Universität nach Sport-
studenten fragen könne, die das 
Projekt unterstützen wollen. Darauf 
gab es keine Antwort. Dass ande-
re Städte (Kassel, Wiesbaden und 
Frankfurt) die Problematik erkannt 
haben und kostenfreien Eintritt an-
bieten, stieß nicht auf Resonanz. 
Lennartz forderte zudem kosten-
freie Schwimmkurse. Auch das 
lehnte der Magistrat ab. Es fehle 
an ehrenamtlichem Personal für 
Schwimmkurse. Dagegen bietet der 
Landkreis erfolgreich ein Schwim-
mcamp in den Sommerferien an. 
Der Landkreis bekommt es hin, die 
Stadt schafft es nicht.

3. Der Antrag, die Voraussetzung 

für ein Projekt „Vermiete doch an 

deine Stadt!“ in Anlehnung an sol-
che Projekte der Städte Viernheim 
und Weinheim zu schaffen, wurde 
abgelehnt.

Man sei nicht Viernheim oder 

Weinheim, das seien Städte mit 
anderen Personalschlüsseln. 
Gießen habe dafür kein Personal. 
In Gießen gebe es dazu kein Wohn-
raumunternehmen, das ein solches 
Projekt durchführen könnte. Man 
könne evtl. das Gießener Projekt 
„Wohnraum mobilisieren“ aufpep-
pen. Außerdem decke die Wohnbau 
das Problem ab. Der Vorschlag, in 
kleinem Rahmen zu starten, und 
zu schauen, ob es funktionieren 
könne, wurde mangels Personal 
abgelehnt.

4. Der Magistrat wird gebeten, die 

Straßenbenennungskommission 

zu beauftragen, den Katharinen-

platz in Hiroshimaplatz umzube-

nennen. Der Antrag wurde abge-

lehnt.
2005 hatte das Parlament be-

schlossen, diesen damals noch 
namenlosen Platz vor dem Kauf-
haus Horten in Katharinenplatz 
umzubenennen. Dies sei immerhin 
ein Frauenname für einen Platz, 
von denen es so wenige in Gießen 
gebe. Lennartz erinnerte daran, 
dass 2011 der Magistrat einstimmig 
beschlossen hatte, die Straßenbe-
nennungskommission zu beauftra-
gen, eine Straße oder einen Platz 
zu finden, den man zum Gedenken 
an Hiroshima so nennen wolle. Die 
Beschlusslage war den Stadtver-
ordneten egal. Lennartz könne ja 
bei der Kommission mal nachfra-
gen, was aus der „Idee“ geworden 
sei. Übrigens: Der Katharinenplatz 
wurde nie nach einer Frau benannt, 
nur wissen das die Abgeordneten 
wohl nicht.

Aus dem Stadtparlament

Gießener Anzeiger vom 6.9.25

Gießener Anzeiger vom 6.9.25

Gießener Anzeiger 
vom 6.9.25;  
Foto: Schepp

Das Trampolin in 
der Katharinen-
gasse ist seit Mo-
naten beschädigt 
und abgesperrt. 
Weigel-Greilich: 
"Es wird zurück-
gebaut"
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Jedes Jahr wird in Gießen daran 
erinnert, dass am 06.12.1944 gro-
ße Teile der Stadt bei einem Bom-
benangriff zerstört, tausende Bür-
gerinnen und Bürger getötet oder 
verletzt wurden. Antimilitaristische 
Veranstaltungen, bei denen Krie-
ge und Rüstung grundsätzlich ver-
urteilt werden, sind diese Gedenk-
veranstaltungen nicht. Solidarität 
mit Bombenopfern in anderen Län-
dern spielt keine Rolle. Die folgen-
schwersten Bombenangriffe in der 
Geschichte der Menschheit wa-
ren die Angriffe der US-Armee mit 
Atombomben auf Hiroshima und 
Nagasaki am 06. und 09.08.1945. 
An die Opfer dieser Explosionen 
erinnert regelmäßig die Gießener 
Friedensbewegung, in diesem Jahr 
mit drei Veranstaltungen.

Die Bürgermeister der zwei ja-
panischen Städte gründeten schon 
vor Jahrzehnten die weltweite 
Organisation Mayors for Peace 
(Bürgermeister für den Frieden), 
um gemeinsam für ein Verbot von 
Atomwaffen einzutreten. In Gießen 
beantragten 1985 die damals noch 
friedensbewegten Grünen den Bei-
tritt der Stadt zu diesem Bündnis. 
Der Antrag wurde einstimmig an-
genommen. Der damals amtie-
rende, aber bereits abgewählte 
Oberbürgermeister Görnert legte 
den Beschluss in seine Schubla-
de. Als bald darauf Manfred Mutz 
(SPD) Oberbürgermeister wurde, 
versprach er, den Beschluss umzu-
setzen, versäumte das aber. 2011 
beantragte Michael Beltz (DKP) 
als Stadtverordneter der Gießener 

Linken, den Beitritt endlich zu voll-
ziehen. Seitdem stehen die Stadt 
Gießen und der jeweilige Ober-
bürgermeister im Verzeichnis der 
Mayors for Peace. Leider ist bis-
her aber keiner der Würdenträger 
im Sinne des Bündnisses tätig ge-
worden. In diesem Jahr stellte die 
Stadt am 6. August dort, wo regel-
mäßig die Gedenkveranstaltungen 
stattfinden, die mobile Stadtraum-
bühne auf und ließ eine Gruppe 
musizieren.

Am 9. August hielt OB Becker am 
Kirchenplatz eine Bürgersprech-
stunde ab. Er war verwundert, als 
er dort auf seine Eigenschaft als 
Mayor for Peace angesprochen 
wurde. Er sei noch nie aus der 
Bürgerschaft aufgefordert worden, 
etwas zum Hiroshima-Gedenken 
beizutragen. Mitglieder des Frie-
densnetzwerkes holten das umge-
hend nach. Im nächsten Jahr kann 
er nicht mehr behaupten, er wisse 
von nichts.

Ähnlich ignorant wie der OB ver-
hielt sich auch ein Teil der Gießener 
Presse. Die Gießener Allgemeine 
berichtete über keine der Gedenk-
veranstaltungen.

Gernot Linhart

Hiroshima – kein Thema für Gießens Magistrat

Den Anstoß der Stadtverordneten 
Martina Lennartz (DKP) im Stadt-
parlament, am Flaggentag der 
Bürgermeister und am Tag des 
US-amerikanischen Atombomben-
verbrechens in Hiroshima eine 
Flagge zu hissen, will sich Gießens 
Magistrat zu Herzen nehmen.

„Mit dem Hissen der Flagge des 
weltweiten Bündnisses der May-
ors for Peace appellieren die Bür-
germeister für den Frieden an die 
Staaten der Welt, Atomwaffen end-
gültig abzuschaffen.“ Aber Gießen 
hat keine Flagge, wie OB Becher 

zugab.
Wir können helfen: 

Unter https://www.
hannover.de/Leben-in-
der-Region-Hannover/
Po l i t i k /Po l i t i s che -
Gremien/Mayors-for-
Peace/Flaggentag gibt 
es ein Bestellformular. 
Eine Flagge kostet 
100 Euro.

Wenn der Gießener 
Magistrat nicht das 
Gießener Echo hät-
te…

Mayors for Peace und Hiroshima:  
Magistrat will Flagge zeigen,  
hat aber keine

Kurz und Gießen
Kall, 

mei Drobbe!
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Außer der Natur bewegt sich nichts 
am amtlich gesperrten Schwanen-
teichweg. Es herrscht beamtlicher 
Stillstand. Die Gießener bleiben seit 
2021 ausgesperrt, der lauschige 
Durchgangsweg zu THM und Stadt 
ist nach wie vor versperrt. Bis zum 
Dezember diesen Jahres soll das so 
bleiben.

Dann will die Stadt mit ihrer grünen 
Frontfrau Gerda Weigel-Greilich, 
berüchtigt wegen Naturzerstörung 
und Verschleuderung öffentlicher 
Gelder (Brutto-Netto-Verwechse-
lung, Kita Seltersweg, Landesgar-
tenschau u. a.), den Kahlschlag 
einleiten. Zu diesem Zeitpunkt läuft 
das erfolgreiche Bürgerbegehren 
der Gießener nach drei Jahren aus. 
Alle Bäume und Gebüsche werden 

dann für immer weg sein, jahrelan-
ge Bauarbeiten und Teich-Trocken-
legung werden folgen. Teichvögel 
sind dann unerwünscht.

Aber Halt! Da ist noch die Bür-
gerinitiative (BI) „Rettet die Bäume 
am Schwanenteich“, die schon zwei 

erfolgreiche Bürgerbegehren hinter 
sich gebracht hat. Sie hat der Stadt 
qualifizierten Widerstand angesagt. 
Von einer Fachfirma gibt es einen 
alternativen Plan, der den Weg und 
die Bäume retten und den Geld-
beutel der Stadt schonen kann. Der 
Leiter des Gartenamtes, Wiemer, 
lehnte aber jedes Gespräch ab. Bei 
ergebnislosen Gesprächen auf Ini-
tiative der BI mit der Stadt-Koalition 
(Grüne, SPD, Linke) zeigte sich, 
dass die Kahlschlagpläne weiter-
verfolgt werden. Dagegen wird die 
Bürgerinitiative jetzt die Gießener 
mit Öffentlichkeitsarbeit informieren, 
mit Veranstaltungen, Info-Ständen, 
auch mit Spaziergängen. Ein weite-
res Bürgerbegehren ist möglich!

Mario Berger

Die Stadt Gießen plant, das Reini-
gungs- und Fuhramt aus der Stadt-
verwaltung herauszulösen und 
zum 1.1.2027 als Eigenbetrieb zu 
führen. Unklar ist noch, ob als voll-
ständig eigenständiger Betrieb oder 
unter Regie der bereits bestehen-
den Mittelhessischen Wasserbetrie-
be (MWB). Der Magistrat will dazu 
noch in diesem Jahr einen Grund-
satzbeschluss zur Umstrukturierung 
und Umfirmierung vorlegen.

Als Gründe für die geplanten 
Änderungen werden unter ande-
rem Personalmangel beim Stadt-
reinigungs- und Fuhramt, viele un-
besetzte Stellen, Probleme durch 
Langzeiterkrankte genannt. Aber 

auch Verzögerungen bei der Müllab-
fuhr und bei der Sperrmüllabholung, 
sowie die Zunahme an Vermüllung 
öffentlicher Räume und illegaler 
Müllablagerungen seien Ursache. 
Zurzeit ist noch unklar, welche Aus-
wirkungen eine organisatorische 
Neuordnung in Bezug auf Tarifver-
träge, betriebliche Mitbestimmung 
und die Arbeitsbedingungen haben 
werden. In der Vergangenheit griff 
die Stadtverwaltung bereits auf 
Leiharbeit zurück, um Engpässe in 
der Müllentsorgung zu schließen. 
Auch hier scheint also das allgemei-
ne Spardiktat der Schuldenbremse 
zu greifen, wenn die Stammbeleg-
schaft des Reinigungs- und Fuhr-

amts, anstelle von Festanstellungen 
mit Leiharbeit unterfüttert wird. Es 
bleibt also zu befürchten, dass die 
Betriebsumstellung nicht ohne Ein-
schnitte für die Beschäftigten von-
statten geht. 

Wir als DKP stellen uns ent-
schieden gegen die Abgabe von 
kommunalen Aufgaben an Privat-
unternehmen. Kommunale Aufga-
ben gehören in die öffentliche Hand 
und sollten unter demokratischer 
Kontrolle stehen. Nur so kann eine 
Versorgung im Interesse aller und 
eine angemessene Entlohnung der 
Angestellten gesichert werden.

Ma.La

Schuldenbremse bremst die Gießener Müllabfuhr

Schwanenteichweg – Widerstand gegen Stillstand

Was suchen 
Sie da?

Den Altkleider-
Container!
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Vor wenigen Wochen eröffnete 
Rheinmetall eine neue Fabrik zur 
Herstellung von Artilleriemunition. 
360.000 großkalibrige Granaten 
sollen dort jährlich hergestellt wer-
den. Zur Eröffnung gab es ein gro-
ßes Aufgebot an Politikern und 
Militärs, u.a. Kriegsminister Pisto-
rius, Finanzminister Klingbeil und 
NATO-Generalsekretär Rutte. Bei 
der Eröffnung ziviler Fabriken, z. B. 
zur Herstellung von Solaranlagen, 
Wärmepumpen oder medizinischen 
Geräten hat man einen solchen An-
drang von Politikern noch nie erlebt. 
Diese Munitionsfabrik ist nur eines 
der vielen Werke, die der Aufrüstung 
dienen. Waggonfabriken werden zu 
Panzerwerken, Rüstungskonzer-
ne kaufen Werften, ein VW-Werk 
soll auf Militärfahrzeuge umgestellt 
werden, Hitlers Kübelwagen feiert 
Auferstehung. An Technischen Uni-
versitäten arbeiten Start-ups an 
der Entwicklung von Drohnen. Der 

Industriezweig, der darauf ange-
wiesen ist, dass es möglichst viele 
Kriege gibt, wächst. Frieden in der 
Ukraine, eine Friedensordnung für 
Europa, Entspannung im Nahen 
Osten – das ist alles eine Horrorvor-

stellung für diese Kreise.
Noch nie waren Demonstrationen 

und Aktionen für Frieden und Abrüs-
tung so notwendig wie heute.

Gernot Linhart

Rüstungsindustrie braucht Kriege

Statt einem „heißen Herbst“, wie er 
2022 erfolglos ausgerufen wurde, 
kommt dieses Jahr der Herbst der 
Reformen. Merz kündigt sozialen 
Kahlschlag an und möchte insbe-
sondere bei den Schwächsten der 
Gesellschaft sparen, während ge-
nügend Geld für Aufrüstung und 
Waffenlieferungen vorhanden ist. 
Das Bürgergeld wird 2026 trotz In-
flation das zweite Jahr in die Null-
runde gehen, Sanktionen sollen 
schärfer werden. Selbst bei den 

Wohnungszuschüssen soll gespart 
werden, was in Anbetracht des Feh-
lens von bezahlbarem Wohnraum 
ein besonderer Tiefschlag ist. Wer 
Jobangebote ablehnt, soll, wenn es 
nach Merz geht, zu 100% sanktio-
niert werden – obwohl das nicht mit 
der Verfassung vereinbar ist. 2019 
wurden 100%-Sanktionen für ver-
fassungswidrig erklärt. Durch die 
geplanten Reformen droht nicht nur 
eine Verschärfung der Armut. Im 
schlimmsten Fall muss auch mit Ob-

dachlosigkeit und Hunger gerechnet 
werden. Dabei bringt das Sparen 
beim Bürgergeld keinen volkswirt-
schaftlichen Nutzen, weil ein Groß-
teil des Geldes von Empfängern 
in Konsumausgaben fließt. Auch 
die arbeitende Bevölkerung profi-
tiert nicht davon, wenn Arbeitslose 
drangsaliert werden. Zum einen 
können sie selbst in die Situation 
geraten und zum anderen führt es 
zu einer Verschlechterung ihrer Ar-
beitsbedingungen und Löhne, wenn 
mehr Druck ausgeübt wird, dass 
man jeden Job annehmen muss. Es 
gibt auch keine Belege, dass Sank-
tionen und erhöhte Armut eher zur 
Arbeitsmarktintegration führen. Im 
Gegenteil: In einer geschwächten 
Situation leiden Psyche und körper-
liche Gesundheit, was die Aufnahme 
einer Arbeit langfristig erschwert. 
Viele Empfänger sind chronisch 
krank, alleinerziehend oder befin-
den sich in einer Lebenssituation, 
die es erschwert, eine Arbeit zu fin-
den. Also werden wie immer die ge-
troffen, die es sowieso schon nicht 
leicht haben. Deswegen NEIN zu 
Kürzungen beim Bürgergeld.

Marisa Müller

Herbst der Reformen

Zur Zeit 
unser bester 
Mitarbeiter

Mehr Panzer, Raketen, 
Soldaten – wozu?!

Alles zur Sicherung 
unserer Altersarmut!
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Von Freunden der rechtsradikalen 
israelischen Regierung wird deren 
Vorgehen im Gazastreifen, in der 
Westbank und den Nachbarländern 
immer noch als Verteidigungskrieg 
dargestellt. Es wird so getan, als sei 
Israel ein bedrohtes Land, dessen 
Existenz vom ständigen Kampf 
gegen Palästinenser und feind-
liche Nachbarn abhängt. In Wirk-
lichkeit ist Israel längst die stärkste 
Militärmacht weit und breit. Seine 
Armee kann im Umkreis von tau-
send Kilometern jeden Menschen 
töten, den sie als Feind ansieht 
und jede Einrichtung zerstören. 
Aufgrund der Unterstützung durch 
den Imperialismus westlicher Staa-
ten muss sie keine Regeln des 
Völker- oder Kriegsrechts und kei-
ne UN-Resolution beachten. Seit 
Gründung des Staates gibt es bei 
jeder militärischen Aktion auf der 

Gegenseite zehn- bis fünfzigmal so 
viele Getötete und Verletzte wie auf 
der israelischen, bei den materiel-
len Schäden ist das Verhältnis noch 
krasser. Vom biblischen „Auge für 
Auge, Zahn für Zahn“, also von Ver-
hältnismäßigkeit, kann keine Rede 

sein. Israel ist schon seit Jahrzehn-
ten so wohlhabend und stark, dass 
es den Palästinensern Angebote 
für ein friedliches Zusammenleben 
hätte machen können. Es hätte für 
die bei der Nakba (Vertreibung der 

Palästinenser nach der Staatsgrün-
dung) angerichteten Zerstörungen 
zahlen, die Angehörigen der Op-
fer entschädigen können. Auch die 
Rückkehr von Vertriebenen wäre 
möglich gewesen, ohne den Be-
stand des Staates zu gefährden. 

Die Regierungen fast aller arabi-
schen Staaten haben sich längst 
mit Israel arrangiert. Nicht nur 
die jetzige israelische Regierung 
handelt in dem religiösen Wahn, 
jüdische Israelis seien aufgrund 
eines göttlichen Versprechens die 
einzigen, die ein Recht hätten, in 
diesem Gebiet zu leben. Für den 
imperialistischen Westen war die-

se Politik nützlich. Mit Israel hat er 
in der rohstoffreichen Region einen 
Vorposten, der die Einigkeit der 
Völker verhindert und die westliche 
Vorherrschaft sichert.

Gernot Linhart

Gaza – Krieg, planmäßige Zerstörung,  
Menschenjagd und Massaker

Am 18. August 2025 haben die USA 
begonnen Marineeinheiten vor der 
Küste Venezuelas zu postieren – 
mehrere Kriegsschiffe und ca. 4.500 
Marinesoldaten. Die begrenzte 
Truppenstärke weist möglicherwei-
se auf Spannungen zwischen den 
unterschiedlichen Fraktionen der 
US-Eliten hin: die, welche auf Krieg, 
und solche, die eher auf diplomati-
schen Druck oder Sanktionen set-
zen. Begründung für den Einsatz ist 
die Behauptung, Präsident Maduro 
sei der Kopf des Drogenkartells Tren 
de Aragua. US-Marineeinheiten ha-
ben Boote zerstört, die angeblich 
Drogen transportiert haben. Vene-
zuela reagiert mit der Mobilisierung 
seiner Marine und der venezolani-
schen Reservistenmiliz. Staatschef 
Nicolás Maduro bezeichnet das Vor-
gehen der USA als Versuch eines 
Regimewechsels. Venezuela pflegt 
besonders mit Russland und Chi-
na eine enge Zusammenarbeit. Der 
angebliche Krieg gegen die Drogen 
wurde von den USA auch in der 
Vergangenheit als Rechtfertigung 
für paramilitärische Einsätze gegen 
linke Guerillas und zur Durchset-
zung geopolitischer Interessen ge-
nutzt (z.B. Peru MRTA, Sendero 
Luminoso, Kolumbien, FARC etc.). 

Die USA versuchen mit dem Druck 
auf einen wichtigen Verbündeten 
von China und Russland Einfluss in 
Lateinamerika zurückzugewinnen. 
Ölkonzerne wie Chevron haben ein 
großes Interesse daran, wieder Zu-
gang zu Venezuelas riesigen Erd-
öllagerstätten zu bekommen. Der 
„Kampf gegen den Drogenhandel“ 
ist in den USA vor allem ein riesi-
ges Geschäft: Private Rüstungs-
firmen, private Söldner, private 
Geheimdienste und Konzerne, die 
Überwachungstechnik verkaufen, 
profitieren davon. Gleichzeitig steht 

das Monopolkapital der USA unter 
Druck: Inflation, sinkende Profite, 
starke Konkurrenz vor allem durch 
China. Innenpolitisch sind War on 
Drugs, Grenzsicherheit und Mig-
ration zentrale Themen der Trump 
Regierung. Sie dienen der Spaltung 
der US-Arbeiterklasse und der Ab-
lenkung von Verarmung Millionen 
US-Amerikanern. Der Kampf gegen 
Venezuela ist ein weiterer Baustein 
beim Kampf der herrschenden Klas-
se der USA, die schwindende Domi-
nanz zu verteidigen.

Henning Mächerle

Der US-Krieg gegen Venezuela

Ich nenne es "Menschenrechte 
und Demokratie".
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Vor 50 Jahren kam ein Skandal ans 
Tageslicht, der sich einige Monate 
davor an der Burg Staufenberg zuge-
tragen hatte. Dort steht ein Denkmal, 
das an die berüchtigte Fliegerstaffel 
„Immelmann“ erinnert. Diese war am 
Bombenkrieg der Nazis beteiligt, z. B. 
an der Bombardierung Guernicas und 
englischer Städte. Eine Abordnung 
der Bundeswehr hatte gemeinsam mit 
der rechtsradikalen Wiking-Jugend 
an einer Gedenkveranstaltung teil-
genommen. Hauptredner war Hans-
Ulrich Rudel, ehemaliger Oberst der 
Nazi-Luftwaffe. Obwohl er aus seiner 
Hitler-Verehrung keinen Hehl machte, 
wurde er auch in der Bundeswehr als 
Kriegsheld verherrlicht.

Vor 40 Jahren wurden in Gießen 
Forderungen nach einem Frauen-
Nachttaxi laut. Frauen sollten zum 
ÖPNV-Tarif nachts mit Taxis sicher 
unterwegs sein können. Die Forde-
rung wurde für einige Jahre erfüllt, 
später im Rahmen kommunaler 
Sparmaßnahmen wieder eingestellt.

Vor 30 Jahren baute die Großhan-
delsorganisation „Nürnberger Bund“ 
auf dem Gelände der ehemaligen 

Steuben-Kaserne ein Zentrallager mit 
Gleisanschluss. Ein etwa 20 Jahre 
früher gebautes Lager in Mörfelden 
wurde deswegen geschlossen. Der 
Bauherr wurde kurz danach insolvent. 
Später übernahm ein anderes Logis-
tikunternehmen das Hochregallager. 
Der Gleisanschluss wurde nie in Be-
trieb genommen.

Vor 20 Jahren wurde mit vielen 
Vorschusslorbeeren die Galerie 
Neustädter Tor eröffnet. Die vorher 
versprochene Zahl von 400 Arbeits-
plätzen wurde nie erreicht. Nach Tarif 
bezahlte Vollzeitstellen gibt es dort 
kaum. In den vergangenen 20 Jahren 
gab es immer wieder Leerstände und 
mehrere Besitzerwechsel.

Vor 10 Jahren forderten die Beschäf-
tigten des privatisierten Uniklinikums 
ein Gesetz zur Personalbemessung in 
Krankenhäusern. Im Internet sammel-
ten sie unter www.der-Druck-muss-
raus.de Unterschriften für eine Peti-
tion an den Bundestag. Beschäftigte 
des Evangelischen Krankenhauses 
und des St. Josefs-Krankenhauses 
Balserische Stiftung schlossen sich 
den Forderungen an.

Fragen oder Anmeldungen an 
giessen@dkp.de

Di. 7.10. ab 18 Uhr:

„Zeitenwende – Ein Frontal
angriff auf die Interessen der 
Beschäftigten“ mit Ulrike Eifler; 
Versailles-Zimmer

Do. 9.10. um 14:15 Uhr:

Demo Buderus Edelstahl Wetz-
lar, Buderusstr. 25

Do. 9.10. um 19 Uhr:

Treffen des Wahlbündnisses zur  
Kommunalwahl 2026 – Wahl der 
Bewerberliste, Versailles- 
Zimmer, Kongresshalle

Sa. 11.10. ab 10:30 Uhr:

Kundgebung / Infostand DKP GI, 
Kugelbrunnen

Mi. 15.10. ab 18 Uhr.

"Was ist Faschismus?" – Hen-
ning Mächerle (VVN-BdA); Win-
chester-Zimmer, Kongresshalle

Do. 16.10. um 18 Uhr:

Bildungsabend der DKP – Ort 
bitte erfragen

Mi. 22.10. um 19 Uhr:

Gruppenabend DKP Gießen –
Ort bitte erfragen

Mi. 22.10.: 

Redaktionsschluss Nov.-Echo

Fr. 31.10. ab 19 Uhr:

Stammtisch DKP GI, 
Chamäleon, Reichensand 9

Sa. 1.11. ab 10:30 Uhr:

Infostand DKP GI, Seltersweg / 
Neuenweg vor TK Maxx

Do. 13.11. ab 19 Uhr.

"Warum ist die AfD so gefähr-
lich?"– mit Jürgen Lloyd, Vor-
tragsraum, Kongresshalle

Termine Aus 50 Jahren Gießener Echo

Mach mit! Werde Mitglied in der oder

Falls Sie einmal eine Ausgabe 

des Gießener Echo verpassen 

oder nicht in ihrem Briefkasten 

finden, dann laden Sie sich bitte 
die Ausgabe von unserer Home-

page als PDF-Datei herunter: 

https://giessen.dkp.de/giessen-
lokal/giessener-echo/

Hrsg.: Kreisorganisation der DKP  
Gießen; verantw.: Gernot Linhart, 
erscheint monatlich.

Bezugsgebühren: 30 Euro im 
Jahr (inkl. Versandkosten).

Konto: IBAN: 
DE72 5135 0025 0200 5491 46

Namentlich gezeichnete Artikel 

geben nicht unbedingt die Mei-

nung des Redaktionskollektivs 

des Gießener Echos wieder.

Rückmeldungen + Leserbriefe 

an: Gießener Echo / DKP Gießen
Postfach 110340, 35348 Gießen 
oder E-Mail: giessen@dkp.de
Internet: www.giessen.dkp.de

Wenn Du eine E-Mail an 
giessen@dkp.de schreibst, be-
kommst Du die neueste Ausgabe 
des Gießener Echos kostenlos per 

E-Mail oder gedruckt!


